
bestehen lediglich für die Regelung des Sorgerechts 
und des Unterhalts im Rahmen der §§ 627a und 627 b 
ZPO, die aber im vorliegenden Falle nicht zur Anwen­
dung gelangen. Aus all dem folgt, daß prozessuale 
Voraussetzung für den Erlaß einer einstweiligen An­
ordnung gemäß § 627 ZPO eine schwebende, durdi 
Einreichung der Klage oder Anberaumung eines Sühne­
termins (§ 627 Abs. 2 ZPO) eingeleitete Ehesache ist. 
Sobald diese Voraussetzung z. B. infolge rechtskräftiger 
Entscheidung oder Klagerücknahme nicht mehr vor­
liegt, ist auch für den Erlaß einer solchen einstweiligen 
Anordnung kein Raum mehr. Dem Landgericht war 
also, nachdem die Klägerin am 19. März 1951 die Be­
rufung rechtswirksam zurückgenommen hatte und der 
Eheprozeß nunmehr rechtskräftig beendet war, nach 
dem klaren Wortlaut des Gesetzes keine prozessuale 
Handhabe mehr gegeben, die ursprünglich getroffene 
einstweilige Unterhaltsregelung nachträglich abzuän­
dern und durch eine neue Unterhaltsregelung zu er­
setzen. Der angefochtene Beschluß mußte somit auf­
gehoben werden.

Sollte es dem Beklagten zur Zeit wegen seiner 
schlechteren Vermögenslage schwer fallen, die rück­
ständigen Unterhaltsbeträge an die Klägerin zu be­
zahlen, so stehen ihm die Vergünstigungen des Voll­
streckungschutzes zur Verfügung. Im übrigen hat er 
es sich allein zuzuschreiben, wenn über seinen am
2. März 1951 eingegangenen Antrag infolge der sowohl 
ihm als auch dem Gericht anscheinend sehr über­
raschend gekommenen Berufungsrücknahme nicht mehr 
entschieden werden konnte, da er immerhin vorher 
nahezu drei Jahre hat verstreichen lassen, ehe er seine 
nach seinen Angaben seit der Währungsreform be­
stehende Verdienstminderung zum Anlaß eines An­
trages auf Herabsetzung des monatlichen Unterhalts­
satzes nahm.

Der Ehemann ist grundsätzlich verpflichtet, die Kosten 
von Prozessen, die seine im Haushalt arbeitende Ehe­
frau führen muß, zu tragen.

KG, Beschl. vom 15. Januar 1952 — 2 W 74/51.

Aus den G r ü n d e n :
Die Klägerin hat gegen die Beklagte Klage auf Zah­

lung von 2556,23 DM nebst 5% Zinsen seit dem 1. April 
1950 erhoben. Die Beklagte hat gebeten, ihr für die 
Durchführung des Verfahrens einstweilige Kostenbefrei­
ung zu bewilligen. In ihrem Armenrechtsgesuch hat sie 
angegeben, kein eigenes Einkommen zu haben; sie werde 
von ihrem Ehemanne unterhalten. Gemäß dem von der 
Beklagten eingereichten Gehaltsstreifen bezieht der 
Ehemann ein Gehalt von monatlich 800,— DM brutto 
bzw. 576,50 DM netto. Die Eheleute haben für ein jetzt 
fünfjähriges Kind zu sorgen. Die monatliche Miete für 
die Wohnung beträgt 50,— DM. Das Landgericht B. hat 
den Antrag der Beklagten zurückgewiesen. Das Land­
gericht hat seine Entscheidung wie folgt begründet: 
Die Beklagte könne nicht als arm im Sinne des Gesetzes 
angesehen werden. Zwar habe sie durch Beibringung 
von Unterlagen nachgewiesen, daß sie nicht zur Ver­
mögenssteuer veranlagt ist und auch kein eigenes Ein­
kommen hat; aber auch nach der durch die neue Fa­
milienrechtsgesetzgebung erfolgten Aufhebung des 
Güterstandes der ehemännlichen Verwaltung und Nutz­
nießung am Frauenvermögen und damit des § 1387 BGB 
müsse der Ehemann nach unterhaltsrechtlichen Grund­
sätzen in den Grenzen der Billigkeit zur Leistung eines 
Prozeßkostenvorschusses bzw. zur Zahlung der Prozeß­
kosten seiner Ehefrau als verpflichtet angesehen werden. 
Dies gelte vor allem dann, wenn, wie im vorliegenden 
Falle, die Frau ohne Erwerb und Vermögen sei und dem 
Manne nach seinen wirtschaftlichen Verhältnissen die 
Zahlung der Prozeßkosten zugemutet werden könne. 
Auch wenn man berücksichtigt, daß noch ein Kind vor­
handen ist, könne dem Ehemann der Beklagten zuge­
mutet werden, die evtl, für seine Ehefrau entstehenden 
Prozeßkosten zu tragen.

Gegen diesen Beschluß hat die Beklagte Beschwerde 
eingelegt mit der Begründung, daß die Zahlung von 
Prozeßkosten nicht zum Unterhalt gehöre und der Ehe­
mann somit nicht zu deren Tragung verpflichtet sei. 
Auch verstoße die Entscheidung des Landgerichts 
gegen den Grundsatz der Gleichberechtigung der Frau.

Die Beschwerde konnte keinen Erfolg haben.

Voraussetzung für die Bewilligung der einstweiligen 
Kostenbefreiung ist die Mittellosigkeit der den Antrag 
stellenden Partei. Die Beklagte ist aber, wie das Land­
gericht zutreffend entschieden hat, nicht als mittellos 
anzusehen. Es ist zwar richtig, daß sie als nur im Haus­
halt tätige Ehefrau kein eigenes Einkommen oder son­
stiges Vermögen besitzt; sie hat aber ausreichende, die 
hier in Frage kommenden Prozeßkostenvorschüsse in 
jedem Falle deckende Geldansprüche gegen ihren keines­
wegs mittellosen Ehemann. Wie schon das Landgericht 
in der angefochtenen Entscheidung mit Recht festgestellt 
hat, ist der Güterstand der ehemännlichen Verwaltung 
und Nutznießung als dem Gleichberechtigungsprinzip 
widersprechend mit dem Inkrafttreten der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik (die Beklagte 
hat ihren Wohnsitz im Gebiet der Deutschen Demokra­
tischen Republik) beseitigt worden. Damit sind auch alle 
Einzelbestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches, die 
die Regelung dieses Güterstandes betrafen, aufgehoben, 
und somit ist auch § 1387 BGB nicht mehr anwendbar. 
Es wäre aber falsch, aus der Tatsache der Außerkraft­
setzung dieser Vorschrift nun andererseits zu schließen, 
daß mit dem Inkrafttreten des Gleichberechtigungsprin­
zips in der Ehe nunmehr in jedem Falle die Verpflich­
tung des Ehemannes, die Kosten eines Prozesses der 
Frau zu tragen, entfalle. Eine Prozeßkostentragungs­
pflicht des Ehemannes muß vielmehr, wie auch der an­
gefochtene Beschluß ohne Rechtsirrtum ausführt, auch 
heute noch grundsätzlich angenommen werden, wenn 
die Frau ohne entsprechendes eigenes Einkommen und 
Vermögen ist und ihre Arbeitskraft einseitig dem Haus­
halt zur Verfügung stellt.

Diese Verpflichtung des Ehemannes ergibt sich aus 
der zwischen den Eheleuten bestehenden Unterhalts­
pflicht. Aus dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
folgt, daß beide Ehegatten gemeinsam nach Kräften und 
Vermögen zum gemeinsamen Unterhalt beizutragen 
haben. Die nur im Haushalt tätige Frau leistet ihren 
Unterhaltsbeitrag durch die Hausarbeit und die Be­
treuung, die sie dem Manne und der Familie zuteil 
werden läßt. Der Mann übernimmt dagegen in solchen 
Fällen als seinen Unterhaltsbeitrag die Finanzierung 
der für den gesamten Bedarf der ehelichen Gemeinschaft 
notwendigen Ausgaben und Anschaffungen. Hierunter 
fällt aber auch alles, was zum Lebensbedarf der Ehefrau 
gehört, einschließlich der angemessenen Aufwendungen 
für die Bestreitung ihrer persönlichen Bedürfnisse. 
Hierbei beschränken sich die Unterhaltsleistungen des 
Ehemannes nicht nur auf die Gewährung von Sach­
werten, wie Nahrung, Kleidung usw., sondern um­
fassen auch die Gewährung von Barmitteln, soweit diese 
zur Bestreitung solcher persönlichen Ausgaben der Ehe­
frau erforderlich sind.

Die Zahlung von Kostenvorschüssen für einen von 
der Frau notwendigerweise zu führenden Rechtsstreit 
gehört mit zu diesen durchaus im Rahmen des allge­
meinen Rechtslebens liegenden und daher auch inner­
halb einer Ehe nicht ungewöhnlichen persönlichen Be­
dürfnissen des einzelnen Ehegatten. Der Mann einer 
klagenden oder beklagten Hausfrau ist daher schon aus 
Unterhaltsgesichtspunkten grundsätzlich verpflichtet, 
seiner Frau die zur Führung des Prozesses notwendigen 
Barmittel zur Verfügung zu stellen, wobei ein darüber 
hinaus evtl, noch bestehender Ausgleichungsanspruch 
der Ehefrau auf die Hälfte des während der Ehe entstan­
denen Zugewinnstes (vgl. die Entscheidung des KG vom 
30. März 1951 in NJ 1951 S. 330) bei der Prüfung ihrer 
Mittellosigkeit noch nicht einmal berücksichtigt 
worden ist.

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz ist nur denk­
bar, wenn im Einzelfalle durch die Inanspruchnahme 
des Mannes auf Zahlung der entsprechenden Geld­
beträge der Grundsatz der Gleichberechtigung verletzt 
würde. Dies könnte unter Umständen der Fall sein, 
wenn die Frau in einem g e g e n d e n M a n n  gerichteten 
Prozeß dessen hartnäckige Weigerung zur Zahlung des 
Prozeßkostenvorschusses erst durch gerichliche Zwangs­
mittel beseitigen muß und die Durchführung des Pro­
zeßverfahrens dadurch aufgehalten würde. In solchen 
Fällen könnte (z. B. im Eheprozeß) aus den von Waack 
in NJ 1950 S. 114 angeführten Gesichtspunkten möglicher­
weise trotz Vorhandenseins ausreichenden Vermögens 
auf seiten des Mannes der Ehefrau einstweilige Kosten­
befreiung bewilligt werden, wenn sie einen entspre-
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